
 

The New Meat Company AG 

Berlin 

WKN: A3H217 
ISIN: DE000A3H2176 

 
Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

 
Wir laden unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung ein, die 

 
am 5. August 2021 um 14:00 Uhr (MESZ), 

als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz weder der Aktionäre noch ihrer Bevollmächtigten stattfindet. 

 
Die Hauptversammlung wird für unsere Aktionäre live im Internet übertragen. Die Stimm-
rechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl 
oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der  
Small & Mid Cap Investmentbank AG, Barerstr. 7, 80333 München, 3. Stock. 
 
Mindestinformationen nach § 125 Abs. 2 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 sowie 
Tabelle 3 des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212  

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses TNMC082021HV 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A3H2176 

2. Name des Emittenten  The New Meat Company AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung  

1. Datum der Hauptversammlung  05.08.2021 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20210805] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 14:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212:  
12:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung  

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Virtuelle Hauptversammlung - URL zum passwortges-
chützten Internetservice: 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 
 
Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktien-
gesetzes: 
Small & Mid Cap Investmentbank AG, Barerstr. 7, 80333 
München, Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  29.07.2021 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212: 20210729] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 
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Tagesordnung 
 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Gesellschaft für das Ge-
schäftsjahr 2020 sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 
2020 
 
Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt 1 wird nicht erfolgen. § 175 
Abs. 1 Satz 1 Aktiengesetz (AktG) sieht lediglich vor, dass der Vorstand die Hauptver-
sammlung zur Entgegennahme u.a. des festgestellten Jahresabschlusses einzuberu-
fen hat. Gemäß §§ 175 Abs. 2, 176 Abs. 1 Satz 1 AktG hat der Vorstand der Hauptver-
sammlung u.a. den Jahresabschluss und den Bericht des Aufsichtsrats zugänglich zu 
machen. Sämtliche vorstehenden Unterlagen liegen vom Tag der Einberufung an in 
den Geschäftsräumen am Sitz der The New Meat Company AG, Gormannstraße 22, 
10119 Berlin, zur Einsicht der Aktionäre aus, sind über die Internetseite der Gesell-
schaft unter https://www.thenewmeatco.com/investor-relations zugänglich und werden 
der Hauptversammlung ebenfalls zugänglich gemacht. Eine Abschrift wird jedem Akti-
onär auf Verlangen unverzüglich und kostenlos erteilt und zugesandt. 

 
2. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Ge-

schäftsjahr 2020 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Vorstands für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 
Geschäftsjahr 2020 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2020 Entlastung zu erteilen. 

 
4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2021 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Mazars GmbH & Co. KG, Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft, Niederlassung Berlin, Alt-Moabit 2, 10557 Berlin, 
zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2021 zu wählen. 

 
5. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2018, die 

Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2021 sowie die entsprechende 
Satzungsänderung 
 
Das Genehmigte Kapital 2018 wurde teilweise aufgebraucht. Das genehmigte Kapital 
2018 soll daher aufgehoben werden und es soll ein neues Genehmigtes Kapital 2021 
geschaffen werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 
 
a) Die in § 5 der Satzung der Gesellschaft enthaltene Ermächtigung des Vorstands, 

das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
17. Juli 2023 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR 659.143,00 
durch Ausgabe von bis zu 659.143 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018) wird 
mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung des unter den nachfolgenden Ziffern 
beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2021/I aufgehoben. 
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b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
4. August 2026 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um 
insgesamt bis zu EUR 1.032.928,00 durch Ausgabe von bis zu 1.032.928 neuen, 
auf den Namen oder den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021/I). Dabei ist den Aktionären 
grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen; das gesetzliche Bezugsrecht kann 
auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien von einem Kredit-
institut oder einem nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Institut mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Be-
zug anzubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  

 
- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 
 
- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der 

Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, Be-
teiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender Betei-
ligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen assets oder Forderun-
gen gegen die Gesellschaft erfolgt; 

 
- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals nicht 

übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen 
dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund anderer Ermächtigun-
gen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

 
- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft aus-

gegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugs-
recht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Aus-
übung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde; 

 
- zum Zwecke der Einführung der Aktie der Gesellschaft an einer ausländischen 

Wertpapierbörse, gegebenenfalls in Form von ADS und in diesem Zusam-
menhang auch zur Schaffung der Aktien, gegebenenfalls in Form von ADS, 
welche zur Abwicklung oder im Zusammenhang mit einer Mehrzuteilungsopti-
on verwendet werden, wobei die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 15 % 
des Grundkapitals nicht übersteigen darf. 

 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Auf-
sichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang 
der Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital jeweils anzu-
passen. 
 

c) § 5 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:  
 

"Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
4. August 2026 das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals 
um insgesamt bis zu EUR 1.032.928,00 durch Ausgabe von bis zu 
1.032.928 neuen, auf den Namen oder den Inhaber lautenden Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2021/I). Dabei ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräu-
men; das gesetzliche Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt 
werden, dass die neuen Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach  
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Institut mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug an-
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zubieten. Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,  
 
- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 
 
- wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung 

der Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmens-
teilen, Beteiligungen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung be-
stehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs von anderen 
assets oder Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt;  

 
- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals 

nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-
preis nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim 
Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf 
Grund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu be-
rücksichtigen; 

 
- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft aus-

gegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Be-
zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde; 

 
- zum Zwecke der Einführung der Aktie der Gesellschaft an einer auslän-

dischen Wertpapierbörse, gegebenenfalls in Form von ADS und in die-
sem Zusammenhang auch zur Schaffung der Aktien, gegebenenfalls in 
Form von ADS, welche zur Abwicklung oder im Zusammenhang mit ei-
ner Mehrzuteilungsoption verwendet werden, wobei die Kapitalerhöhung 
gegen Bareinlagen 15 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf. 

 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzulegen. Der 
Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 
Umfang der Durchführung der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital 
jeweils anzupassen." 

 
Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit  
§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesord-
nungspunkt 5 
 
Durch den Beschluss unter Tagesordnungspunkt 5 wird die bestehende Ermächtigung 
zur Erhöhung des Grundkapitals (genehmigtes Kapital 2018) aufgehoben. Mit der vor-
geschlagenen neuen Ermächtigung wird der Vorstand in die Lage versetzt, künftig im 
Rahmen des genehmigten Kapitals die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den 
geschäftlichen Erfordernissen anzupassen. Bei der Ausnutzung des genehmigten  
Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugsrecht, wobei auch ein mittelba-
res Bezugsrecht gewährt werden kann. Es ist jedoch vorgesehen, das Bezugsrecht der 
Aktionäre in nachfolgenden Fällen auszuschließen: 
 

- Der Vorstand soll ermächtigt werden, das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats zum Ausgleich von Spitzenbeträgen auszu-
schließen. Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei Spitzen-
beträgen sind ausschließlich technische Gründe maßgeblich. Hierdurch soll es 
dem Vorstand im Einzelfall ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis her-
zustellen. Dies erleichtert die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart zusätz-
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lichen Aufwand. Der mögliche Verwässerungseffekt ist auf Grund der Beschrän-
kung auf Spitzenbeträge gering.  

 
- Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien gegen Sacheinlagen zum 
Zwecke des Erwerbs von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen 
oder Unternehmensteilen oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen ge-
gen die Gesellschaft ausgegeben werden. Diese Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital soll der Ge-
sellschaft die Möglichkeit geben, in geeigneten Fällen Unternehmen, Beteiligun-
gen an Unternehmen oder Unternehmensteile sowie Forderungen gegen die Ge-
sellschaft gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft zu erwerben oder sich 
mit anderen Unternehmen zusammenschließen zu können. Die Gesellschaft hat 
damit ein Instrument, eventuelle Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme 
flexibler und liquiditätsschonender Finanzierungsmöglichkeiten zu realisieren. Die 
Möglichkeit, rasch und erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte Angebote oder 
sich bietende Gelegenheiten reagieren zu können, dient dabei auch dem Erhalt 
und der Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der Gesellschaft. Die Ermächtigung 
erstreckt sich insbesondere auf den Erwerb von Beteiligungen im Rahmen soge-
nannter „share deals“, d. h. durch den Erwerb von Gesellschaftsanteilen, sowie 
auf den Erwerb im Rahmen sogenannter „asset deals“, d. h. die Übernahme ei-
nes Unternehmens oder Unternehmensteils mittels Erwerb der sie bestimmenden 
Vermögensgegenstände, Rechte, Vertragspositionen und Ähnlichem. Die Mög-
lichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe von 
Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, dass 
eine Belastung der Liquidität vermieden wird. Da eine Kapitalerhöhung in den 
vorgenannten Fällen häufig kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel 
nicht von der nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 
unmittelbar beschlossen werden. Die Einberufung einer außerordentlichen 
Hauptversammlung für jeden einzelnen Erwerb wäre in diesen Fällen jedoch aus 
Kosten- und Zeitgründen nicht praktikabel. Um auch in solchen Fällen kurzfristig 
handlungsfähig zu sein, liegt es im Interesse der Gesellschaft, das Grundkapital 
durch Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
gegen Sacheinlagen zu erhöhen. 

 
- Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, bei einer Barkapitalerhöhung mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn eine Kapi-
talerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet und 
der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unter-
schreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 
Bezugsrechts bei Barkapitalerhöhungen gibt dem Vorstand die Möglichkeit, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre gemäß § 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im Rahmen der gesetz-
lichen Regelung. Das Volumen der Ermächtigung entspricht 10 % des Grundka-
pitals der Gesellschaft. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige Aktien-
platzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger Marktverhältnisse und führt in 
der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzie-
rung mit Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts kein Kurs-
änderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. 
Der Vorstand soll mit dieser Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt wer-
den, die für die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung der  
Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vornehmen zu können. 
Dadurch, dass der Ausgabebetrag der Aktie den Börsenkurs jeweils nicht we-
sentlich unterschreitet, wird dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen 
Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Da die neuen Aktien nahe am Bör-
senkurs platziert werden, kann jeder Aktionär zur Aufrechterhaltung seiner Betei-
ligungsquote Aktien am Markt zu annähernd gleichen Bedingungen erwerben, 
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wie sie die Emission vorsieht. Der Vorstand wird den Ausgabebetrag so nahe an 
dem dann aktuellen Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um eine marktscho-
nende Platzierung der neuen Aktien bemühen. 

 
- Zudem soll der Vorstand ermächtigt werden, den Inhabern der von der Gesell-

schaft ausgegebenen Optionsscheine und/oder Wandelschuldverschreibungen 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach 
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde;  

 
Dieser Bezugsrechtsausschluss ist nicht zuletzt deshalb erforderlich und ange-
messen, um die genannten Personen in gleichem Maße wie Aktionäre vor Ver-
wässerung ihrer Rechte zu schützen. Durch den Bezugsrechtsausschluss kann 
den Inhabern von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten so 
ein Bezugsrecht auf neue Aktien in gleicher Weise gewährt werden, wie es ihnen 
zustünde, wenn sie von ihrem Umtausch- oder Optionsrecht vor der Durchfüh-
rung der Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Die Inhaber werden mit an-
deren Worten behandelt, als seien sie bereits Aktionär. Hierdurch wird vor allem 
eine Platzierung von Wandlungs-/ Optionsschuldverschreibungen am Kapital-
markt erleichtert. 
 

- Schließlich soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Bezugsrecht zu dem Zweck auszuschließen, die Aktie der Gesellschaft, 
gegebenenfalls in Form von ADS, an einer ausländischen Wertpapierbörse ein-
zuführen. Dabei sollen den beteiligten Emissionsbanken unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre auch die Aktien zur Verfügung gestellt werden kön-
nen, die sie zur Abwicklung oder im Zusammenhang mit einer etwaigen Mehrzu-
teilungsoption benötigen. Die Einführung der Aktie der Gesellschaft, gegebenen-
falls auch in Form von ADS, auch an Börsen im Ausland (z.B. der Wertpapierbör-
se NASDAQ) liegt aus vielfältigen Gründen im Interesse der Gesellschaft. Insbe-
sondere hervorzuheben ist der Umstand, dass der US-amerikanische Markt der 
Aktie der Gesellschaft möglicherweise größeres Interesse entgegenbringen 
könnte als der europäische und der deutsche Markt. Mit der Einführung der Aktie 
der Gesellschaft an einer ausländischen Wertpapierbörse würde die Gesellschaft 
entscheidend ihre Möglichkeit verbessern, ihren Finanzierungsbedarf über weite-
re Kapitalmaßnahmen zu decken, dies auch vor dem Hintergrund, dass die Auf-
nahmefähigkeit des deutschen Marktes für junge Aktien begrenzt ist. 

 
Daneben würde die Gesellschaft mit einer Erweiterung des Aktionärskreises die 
Volatilität des Aktienkurses vermindern und ihre Attraktivität steigern, wiederum 
mit der Folge, dass sie bessere Möglichkeiten hätte, einen künftigen weiteren 
Kapitalbedarf durch erneute Kapitalmaßnahmen zu decken. 
 
Weiter verspricht sich die Gesellschaft durch die Notierung ihrer Aktie an wenigs-
tens einer größeren ausländischen Börse, ihren allgemeinen Bekanntheitsgrad 
im Ausland zu erweitern und dadurch Vorteile auch im operativen Geschäft zu er-
langen. 
 
Der Umfang der Platzierung – verbunden mit einem Bezugsrechtsausschluss – 
soll auf bis zu 15 % des Grundkapitals begrenzt werden. Der Vorstand ist der 
Auffassung, dass durch die Begrenzung des Umfangs des Bezugsrechtsaus-
schlusses auf bis 15 % des Grundkapitals ein angemessener Ausgleich zwischen 
diesem Verwässerungsschutzinteresse und dem Interesse der Gesellschaft, die 
sich ergebenden Möglichkeiten zur Erweiterung des Aktionärskreises und zur 
Beschaffung neuer Liquidität nach den Marktverhältnissen im Zeitpunkt einer sol-
chen Börseneinführung, geschaffen wird. Bei der Festsetzung eines den 
Markterwartungen gerecht werdenden Platzierungspreises benötigt der Vorstand 
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einen gewissen Ermessensspielraum im Hinblick auf eine nicht auszuschließen-
de Volatilität. Der Vorstand wird hierbei stets die Vermögensinteressen der be-
stehenden Aktionäre angemessen berücksichtigen. Insbesondere wird der Vor-
stand bei der Festsetzung des Platzierungspreises etwaige Abschläge auf den im 
Zusammenhang mit der Platzierung vorherrschenden Börsenkurs nur in einem 
solchen Umfang vornehmen, als er dies für eine erfolgreiche Platzierung an der 
ausländischen Wertpapierbörse für förderlich erachtet. Der Vorstand wird dabei 
zur Preisfestlegung ein marktnahes Preisfindungsverfahren zu Grunde legen, et-
wa im Rahmen eines Bookbuilding-Verfahrens. 

 
Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Eine Ausnutzung dieser Mög-
lichkeit wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands und des 
Aufsichtsrats im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. Der Ausga-
bebetrag für die neuen Aktien wird dabei jeweils vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats unter Wahrung der Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre fest-
gelegt. 
 

6. Beschlussfassung über die Änderung des Hauptversammlungsbeschlusses vom 
18. April 2021 zu TOP 7 (Gewährung von Bezugsrechten an Vorstände und Mitar-
beiter -Aktienoptionsprogramm 2018)  

 
Das von der Hauptversammlung am 18. April 2018 unter Tagesordnungspunkt 7 be-
schlossene Aktienoptionsprogramm 2018 soll geändert werden. Der damals beschlos-
sene Ausübungspreis und die Erfolgsziele sollen geändert werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen deswegen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Beschluss zu Tagesordnungspunkt 7 a) bb) und cc) vom 18. April 2018 wird wie 
folgt geändert: 
 
„bb) Einräumung der Bezugsrechte, Ausgabezeitraum und Inhalt des Bezugsrechts 
 
Bezugsrechte können innerhalb des Ermächtigungszeitraums nach einem einmal oder 
wiederholt aufzulegenden Programm bis zu vier Mal innerhalb eines Geschäftsjahres 
begeben werden und zwar jeweils innerhalb der letzten fünf Börsentage eines Quartals 
(„Ausgabezeitraum“). Jedes Bezugsrecht berechtigt zum Bezug einer auf den Inhaber 
oder den Namen lautenden Stückaktie der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 1,00 je Stückaktie gegen Zahlung des 
unter lit. cc) bestimmten Ausübungspreises und hat eine Laufzeit von sieben Jahren. 
Die Bezugsbedingungen können vorsehen, dass die Gesellschaft den Berechtigten zur 
Bedienung der Bezugsrechte wahlweise statt neuer Aktien aus bedingtem Kapital ei-
gene Aktien gewähren kann; soweit es sich bei den Berechtigten um Mitglieder des 
Vorstands handelt, hat hierüber der Aufsichtsrat zu entscheiden. Der Erwerb eigener 
Aktien zur alternativen Erfüllung der Bezugsrechte muss den gesetzlichen Vorgaben 
entsprechen; eine Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien ist durch diesen Be-
schluss nicht erteilt. 
 
cc) Ausübungspreis (Ausgabebetrag) und Erfolgsziel sowie weitere Ausübungs-
bedingungen 
 
Bei Ausübung des Bezugsrechts ist für jede zu beziehende Aktie der Ausübungspreis 
zu zahlen. Der Ausübungspreis je Aktie entspricht dem volumengewichteten 6-Monats-
Durchschnittskurs der Aktie am Tag vor dem jeweiligen Ausgabezeitraum. Der Min-
destausübungspreis entspricht mindestens dem geringsten Ausgabebetrag im Sinne 
von § 9 Abs. 1 AktG.  
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Die Bezugsrechte können nur ausgeübt werden, wenn und soweit die Erfolgsziele wie 
nachfolgend beschrieben erreicht wurden: 
 
Die Erfolgsziele sind an die absolute Kursentwicklung der Aktie der Gesellschaft wäh-
rend der Wartezeit gekoppelt. Die Bezugsrechte können ausgeübt werden, wenn der 
volumengewichtete 6-Monats-Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft bei Ablauf 
der vierjährigen Wartezeit mindestens 20% über dem Ausübungspreis liegt. 
 
Für den Fall einer Zusammenlegung von Aktien oder eines Aktiensplits sind die Er-
folgsziele entsprechend dem Verhältnis der Zusammenlegung bzw. des Aktiensplits 
anzupassen.“ 
 

7. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum  
Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie Beschlussfassung 
über eine neue Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG  

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschließen: 
 
1. Die mit Beschluss der Hauptversammlung vom 18. April 2018 erteilte Ermächti-

gung des Vorstands, bis zum Ablauf des 17. April 2023 eigene Aktien in Höhe 
von bis zu 10 % des Grundkapitals zu erwerben, wird mit Wirkung zum Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens des neuen Ermächtigungsbeschlusses unter Ziff. 2. ff. auf-
gehoben 

 
2. Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien der Gesellschaft zu erwerben und 

eigene Aktien in Pfand zu nehmen. Die Ermächtigung ist auf eigene Aktien mit 
einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von bis zu 10 % beschränkt. Die 
Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals ausgeübt 
werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 4. August 2026. 

 
3. Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre der Gesell-

schaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots. 
 

a) Erfolgt der Erwerb über die Börse, so darf der von der Gesellschaft gezahl-
te Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den während der letzten 
zehn Börsenhandelstage vor dem Erwerb der Aktien ermittelten durch-
schnittlichen Schlusskurse an der Börse Düsseldorf, sofern die Aktien in 
den XETRA-Handel einbezogen sind, den während der letzten zehn Bör-
senhandelstage vor dem Erwerb der Aktien ermittelten durchschnittlichen 
Schlusskurse im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) für Aktien gleicher Ausstattung um nicht mehr als 10 % überschreiten 
und um nicht mehr als 10 % unterschreiten.  

 
b) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre der 

Gesellschaft, darf der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkos-
ten) den durchschnittlichen Schlusskurs an der Börse Düsseldorf, sofern 
die Aktien in den XETRA-Handel einbezogen sind, den durchschnittlichen 
Schlusskurs im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesys-
tem) an den zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung 
des Angebots um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 
10 % unterschreiten. Das Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorse-
hen. 

 
4. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien, 

die auf Grund dieser Ermächtigung oder früherer Ermächtigungen erworben wur-
den oder werden oder die aufgrund der Realisierung des Pfandrechts übertragen 
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wurden, neben der Veräußerung durch Angebot an alle Aktionäre oder der Ver-
äußerung über die Börse  

 
a) Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen, beim Erwerb 

von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Unternehmenstei-
len sowie beim Erwerb von Forderungen gegen die Gesellschaft als Ge-
genleistung anzubieten;  

 
b) an Dritte zu veräußern. Der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft an 

Dritte abgegeben werden, darf den Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt 
der Veräußerung nicht wesentlich unterschreiten. Beim Gebrauchmachen 
dieser Ermächtigung ist der Ausschluss des Bezugsrechts auf Grund ande-
rer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen;  

 
c) zur Gewährung von Aktien an Mitglieder des Vorstands, an Mitglieder der 

Geschäftsleitungsorgane gegenwärtig oder zukünftig verbundener Unter-
nehmen sowie an Mitarbeiter der Gesellschaft und gegenwärtig oder zu-
künftig verbundener Unternehmen zu verwenden, soweit diese Personen 
aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen zu deren Bezug berech-
tigt sind. Soweit eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands übertragen 
werden sollen, obliegt die Entscheidung hierüber dem Aufsichtsrat der Ge-
sellschaft; 

 
d) einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines wei-

teren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur 
Kapitalherabsetzung. Die Aktien können auch im vereinfachten Verfahren 
ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen rechnerischen 
Betrags der übrigen Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft einge-
zogen werden. Die Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen Aktien 
beschränkt werden.  

 
Vorstehende Ermächtigungen, die die Verwendung der erworbenen oder aufgrund der 
Realisierung des Pfandrechts übertragenen eigenen Aktien betreffen, können einmal 
oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgeübt werden. Das 
Bezugsrecht der Aktionäre auf erworbene oder auf Grund der Realisierung des Pfand-
rechts übertragene eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, als diese Aktien ge-
mäß den vorstehenden Ermächtigungen unter lit. a), b) und c) verwendet werden. Der 
Vorstand wird die Hauptversammlung über die Gründe und den Zweck des Erwerbs 
eigener Aktien oder Aktien, die durch Realisierung des Pfandrechts übernommen wur-
den, über die Zahl der erworbenen Aktien und den auf sie entfallenden Betrag des 
Grundkapitals sowie über den Gegenwert, der für die Aktien gezahlt wurde, jeweils un-
terrichten.  
 
Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesordnungspunkt 7 

 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG bietet Aktiengesellschaften die Möglichkeit, auf Grund einer 
Ermächtigung der Hauptversammlung eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres 
Grundkapitals zu erwerben. Gemäß § 71e AktG gilt dies sinngemäß für die Inpfand-
nahme eigener Aktien.  
 
Tagesordnungspunkt 7 enthält den Vorschlag, eine solche Ermächtigung, die auf einen 
Zeitraum von 5 Jahren beschränkt ist, zu erteilen. Damit soll die Gesellschaft in die La-
ge versetzt werden, eigene Aktien über die Börse bis zu einer Höhe von insgesamt 
10 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft erwerben oder inpfandnehmen zu 
können. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG gestattet es, über den typischen Fall des Erwerbs und 
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der Veräußerung über die Börse hinaus auch andere Formen des Erwerbs und der 
Veräußerung vorzunehmen. Hiervon soll Gebrauch gemacht werden können.  
 
Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, 
eigene Aktien durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes 
Kaufangebot zu erwerben. Dabei ist der aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz 
zu beachten. Der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) darf den 
durchschnittlichen Schlusskurs an der Frankfurter Wertpapierbörse an den zehn Bör-
senhandelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung eines öffentlichen Angebots um 
nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten.  
 
Der Beschluss sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats über die 
Verwendung der erworbenen Aktien beschließt. Die Ermächtigung soll den Vorstand in 
die Lage versetzen, im Interesse der Gesellschaft und unter Wahrung der Belange der 
Aktionäre flexibel auf die jeweiligen geschäftlichen Erfordernisse reagieren zu können. 
So kann der Vorstand die eigenen Aktien über die Börse oder durch ein Angebot an al-
le Aktionäre wieder veräußern. Der Vorstand soll aber auch in die Lage versetzt wer-
den, die erworbenen Aktien außerhalb der Börse einzelnen Dritten oder Aktionären 
zum Kauf anbieten zu können. Hierdurch soll zum Beispiel die Möglichkeit geschaffen 
werden, eigene Aktien als Gegenleistung bei Unternehmenszusammenschlüssen, für 
den Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft als Akquisiti-
onswährung verwenden zu können, ohne hierzu Aktien aus dem genehmigten Kapital 
schaffen zu müssen, was zu einer Verwässerung der Beteiligung der Aktionäre führen 
würde. Der internationale Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen 
zunehmend diese Form der Gegenleistung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll 
der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität geben, um derartige sich bietende 
Gelegenheiten schnell und flexibel ohne Belastung der Liquidität der Gesellschaft aus-
nutzen zu können.  
 
Für den Fall, dass die Gesellschaft erworbene eigene Aktien in sonstigen Fällen an 
einzelne Aktionäre oder Dritte veräußert, dürfen die Aktien entsprechend der Regelung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nur zu einem Preis veräußert werden, der den Börsen-
kurs der Aktie zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Hier-
durch wird dem Interesse der Aktionäre an einer wertmäßigen Nicht-Verwässerung ih-
rer Beteiligung Rechnung getragen. Diese Ermächtigung ist erforderlich, um es der 
Gesellschaft zu ermöglichen, auf Angebote bzw. dem Geschäftszweck der Gesell-
schaft dienende Beteiligungsnachfragen finanzstarker Investoren kurzfristig reagieren 
zu können.  
 
Der Vorstand soll ferner ermächtigt werden, eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands, 
an Mitglieder der Geschäftsleitungsorgane gegenwärtig oder zukünftig verbundener 
Unternehmen sowie an Mitarbeiter der Gesellschaft und gegenwärtig oder zukünftig 
verbundener Unternehmen zu gewähren, soweit diese Personen aufgrund von Mitar-
beiterbeteiligungsprogrammen zu deren Bezug berechtigt sind. Soweit eigene Aktien 
an Mitglieder des Vorstands übertragen werden sollen, obliegt die Entscheidung hier-
über dem Aufsichtsrat der Gesellschaft. Damit soll der Gesellschaft die Möglichkeit 
eingeräumt werden, Aktien zur Bedienung von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen zu 
verwenden, ohne hierfür Kapitalerhöhungen vornehmen zu müssen. 
 
Die auf Grund dieses oder eines früheren Ermächtigungsbeschlusses erworbenen ei-
genen Aktien können von der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptver-
sammlung eingezogen werden. Die Einziehung führt zu einer Herabsetzung des 
Grundkapitals. Entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG kann die Hauptversammlung der 
Gesellschaft die Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen, auch oh-
ne dass damit eine Herabsetzung des Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der Einziehung mit Kapitalherabset-
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zung diese Alternative ausdrücklich vor. Durch eine Einziehung der eigenen Aktien oh-
ne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch der rechnerische Anteil der übrigen 
Stückaktien am Grundkapital der Gesellschaft.  
 
Der Vorstand wird die nachfolgende Hauptversammlung über die Ausnutzung der Er-
mächtigung informieren. 

 
8. Beschlussfassung über eine Satzungsänderung (Voraussetzungen für die Teil-

nahme und Stimmrechtsausübung) 
 

Um der Gesellschaft eine größere Flexibilität bei der Einladung zur Hauptversammlung 
zu gewähren, sollen die Regelungen über die Voraussetzungen für die Teilnahme und 
Stimmrechtsausübung erweitert werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 
 
a) § 19 Abs. 2 der Satzung der Gesellschaft wird um folgenden Satz 3 ergänzt: 
 

„In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine kürzere, in Tagen zu be-
messene Frist vorgesehen werden.“ 

 
b) § 19 Abs. 3 bis 5 der Satzung der Gesellschaft werden wie folgt neu eingefügt: 
 

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen oh-
ne an der Hauptversammlung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elekt-
ronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand be-
stimmt auch die näheren Einzelheiten des Verfahrens, die er mit der Einbe-
rufung der Hauptversammlung bekannt macht. 

 
(4) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Aktionäre an der Haupt-

versammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Be-
vollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz 
oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können 
(Online-Teilnahme). Der Vorstand bestimmt auch die näheren Einzelheiten 
des Verfahrens, die er mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt 
macht. 

 
(5) Aktionäre können sich in der Hauptversammlung vertreten lassen. Die Er-

teilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Einzelheiten für die Er-
teilung dieser Vollmachten, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber 
der Gesellschaft werden mit der Einberufung der Hauptversammlung be-
kannt gemacht, in der auch eine Erleichterung bestimmt werden kann.  
§ 135 AktG bleibt unberührt.“ 
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I.  Allgemeine Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung  
 
Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am 5. August 2021 wird nach 
Maßgabe des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-
eins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie (zuletzt geändert durch Art. 11 des Gesetzes zur weiteren Ver-
kürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung pandemiebedingter 
Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrechts sowie 
im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020, BGBl. I 2020, S. 3328) nachfolgend 
"Covid-19-Gesetz" als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Akti-
onäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft) abgehalten.  
 
Die gesamte Hauptversammlung wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre 
oder deren Bevollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am  
5. August 2021 ab 14:00 Uhr (MESZ) live im Internet auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter 

 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 

 
im passwortgeschützten Internetservice in Bild und Ton übertragen. Eine physische 
Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechts-
vertreter der Gesellschaft) am Versammlungsort ist ausgeschlossen. Die Stimmrechts-
ausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgen ausschließlich im Wege 
der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter. Eine elektronische Teilnahme an der Ver-
sammlung im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG ist nicht möglich.  
 
Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemel-
deten Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Ver-
fahren unter anderem ihre Aktionärsrechte ausüben, Vollmachten erteilen, Fragen ein-
reichen oder Widerspruch zu Protokoll erklären. 

 
II. Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die 

Ausübung des Stimmrechts  
 
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts sind nach § 19 der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Aktionäre berech-
tigt, die am Tag der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen 
sind und sich rechtzeitig vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft in deutscher 
oder englischer Sprache angemeldet haben. Die Anmeldung muss der Gesellschaft 
spätestens bis zum 29. Juli 2021, 24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein.  
 
Aktionäre, die im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind, können sich unter 
 
The New Meat Company AG 
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: anmeldung@better-orange.de 
 
oder elektronisch unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice zur Haupt-
versammlung unter der Internetadresse 
 

https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 

mailto:anmeldung@better-orange.de
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anmelden. 
 
Zur Erleichterung der Anmeldung wird den Aktionären zusammen mit der Einladung 
zur virtuellen Hauptversammlung ein Anmeldeformular übersandt. Dieses Anmelde-
formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
 

https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 
 
zum Download bereit. 
 
Für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung ist 
eine Zugangsberechtigung erforderlich. Aktionären, die spätestens am 15. Juli 2021, 
0:00 Uhr (MESZ), im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind, werden die in-
dividuellen Zugangsdaten (Zugangskennung und Zugangspasswort) zusammen mit 
der Einladung zur virtuellen Hauptversammlung zugesandt. Bei Eintragungen erst nach 
diesem Zeitpunkt stehen für die Anmeldung zur virtuellen Hauptversammlung jedoch 
die anderweitig eröffneten Möglichkeiten der Anmeldung zur Verfügung. Die individuel-
len Zugangsdaten für den passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung 
werden diesen Aktionären nach Eingang der Anmeldung bei der Gesellschaft zuge-
sandt ("HV-Ticket"). 
 
Bitte beachten Sie, dass es aufgrund der aktuellen Entwicklungen der Corona-
Pandemie zu Verzögerungen im Postverkehr kommen kann. Anmeldungen, die - gleich 
aus welchem Grund - erst nach dem 29. Juli 2021, 24:00 Uhr (MESZ), bei der o.a. 
Anschrift bzw. im passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung einge-
hen, können aus rechtlichen Gründen leider nicht mehr berücksichtigt werden. Wir 
empfehlen Ihnen daher nach Möglichkeit die Anmeldung per E-Mail oder unter Nutzung 
des passwortgeschützten Internetservice zur Hauptversammlung unter der Internet-
adresse 
 

https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 
 
 
Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär nur, wer als solcher im Aktienregister 
eingetragen ist. Für das Recht zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 
die Anzahl der einem Aktionär in der virtuellen Hauptversammlung zustehenden 
Stimmrechte ist demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der vir-
tuellen Hauptversammlung maßgeblich. Aus abwicklungstechnischen Gründen werden 
jedoch am Tag der virtuellen Hauptversammlung und in den letzten sechs Tagen vor 
dem Tag der virtuellen Hauptversammlung, d.h. vom 30. Juli 2021, 0:00 Uhr (MESZ), 
bis einschließlich 5. August 2021 , 24:00 Uhr (MESZ), Löschungen und Eintragungen 
im Aktienregister nicht vorgenommen (sog. Umschreibestopp). Deshalb entspricht der 
Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der virtuellen Hauptversammlung dem 
Stand am Ende des Anmeldeschlusstages, dem 29. Juli 2021, 24:00 Uhr (MESZ). 
Durch den Umschreibestopp ist der Handel der Aktien nicht eingeschränkt. 
 
Intermediäre, Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater sowie diesen gemäß 
§ 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen dürfen das Stimmrecht für Aktien, die 
ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im Aktienregister eingetragen sind, nur 
aufgrund einer Ermächtigung ausüben. Näheres hierzu regelt § 135 AktG. 
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III. Details zum Internetservice 
 
Ab dem 30. Juli 2021, 00:00 Uhr (MESZ), steht auf der Internetseite der Gesellschaft 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations der passwortgeschützte Internetser-
vice zur Verfügung. Über diesen passwortgeschützten Internetservice können Aktionä-
re (bzw. ihre Bevollmächtigten) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren ihr Stimm-
recht im Wege der elektronischen Briefwahl ausüben und elektronisch Vollmacht und 
Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilen, Fragen einreichen und 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung, jeweils wie nachfolgend 
in den Abschnitten IV., VI., VII. näher beschrieben, einlegen sowie sich zur Hauptver-
sammlung anmelden. Die für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice er-
forderlichen individualisierten Zugangsdaten werden wie unter Ziffer. II beschrieben be-
reit gestellt. 

 
IV. Verfahren für die Stimmabgabe  

 
Bevollmächtigung  
 
Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre Stimmrechte auch durch einen Bevollmächtigten, 
z.B. durch eine Aktionärsvereinigung oder einen Intermediär ausüben zu lassen. Auch 
in diesem Fall ist für eine rechtzeitige Anmeldung durch den Aktionär oder den Bevoll-
mächtigten Sorge zu tragen.  
 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung ge-
genüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. Die Vollmacht kann gegenüber dem 
zu Bevollmächtigenden oder gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. Die Übermitt-
lung des Nachweises der Bevollmächtigung kann per E-Mail, postalisch oder per Tele-
fax bis zum 4. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), an folgende Anschrift, Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse erfolgen 
 
The New Meat Company AG 
c/o Better Orange IR & HV AG  
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
Telefax: +49 (0)89 889 690 655 
E-Mail: thenewmeatco@better-orange.de   
 
oder ab dem 30. Juli 2021 über den passwortgeschützten Internetservice auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter https://www.thenewmeatco.com/investor-relations ge-
mäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis unmittelbar vor Beginn der Abstimmungen 
in der virtuellen Hauptversammlung am 5. August 2021   übermittelt, geändert oder  
widerrufen werden. 
 
Ein Formular, das für die Vollmachterteilung verwendet werden kann, wird den Aktionä-
ren zusammen mit der Einladung zur virtuellen Hauptversammlung übersandt. Ein ent-
sprechendes Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations zum Download zur Verfügung. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeit-
punkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung ge-
genüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung 
der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Der Widerruf oder die Änderung ei-
ner bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den vorgenannten Übermittlungswe-
gen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar gegenüber der 
Gesellschaft erklärt werden. 
 

mailto:4sc@better-orange.de
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Bei der Bevollmächtigung von Intermediären, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsbe-
ratern oder sonstigen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen oder Instituti-
onen richten sich das Verfahren, die Form und der Widerruf der Bevollmächtigung 
nach besonderen Regelungen. Bitte wenden Sie sich an den betreffenden Intermediär, 
die betreffende Aktionärsvereinigung oder sonstige in § 135 Abs. 8 AktG genannte 
Person oder Institution, um Näheres zu erfahren.  
 
Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. 
Sie können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Rah-
men ihrer jeweiligen Vollmacht im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch  
(Unter-)Bevollmächtigung der weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter der Gesell-
schaft ausüben.  
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch den Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 
 
Stimmrechtsvertretung durch weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter der Ge-
sellschaft 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht durch Vollmacht an die durch die Gesellschaft be-
nannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter ausüben. Auch in diesem Fall ist 
die ordnungsgemäße Anmeldung wie vorstehend im Abschnitt II. beschrieben, erfor-
derlich.  
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per 
Post, Telefax oder E-Mail an die vorstehend in diesem Abschnitt IV. genannte An-
schrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis zum 4. August 2021, 24:00 Uhr 
(MESZ), oder ab dem 30. Juli 2021 über den passwortgeschützten Internetservice auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.thenewmeatco.com/investor-
relations gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Beginn der Abstimmung 
in der virtuellen Hauptversammlung am 5. August 2021   erteilt, geändert oder widerru-
fen werden. Ein entsprechendes Formular wird zusammen mit der Einladung zur virtu-
ellen Hauptversammlung übersandt. Ein entsprechendes Formular steht auch auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 
zum Download zur Verfügung.  
 
Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
müssen diesen in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt 
werden. Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten 
Weisungen abzustimmen; sie sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur Stimmrechts-
ausübung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung zu den einzelnen Tagesord-
nungspunkten oder vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126, 127 AktG zugänglich 
gemachten Gegenanträgen und Wahlvorschlägen von Aktionären vorliegt. Die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zur Einlegung von Wider-
sprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Fragerechts oder 
zur Stellung von Anträgen entgegen.  
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, 
ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt ei-
ne Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Wei-
sung für jeden Punkt der Einzelabstimmung.  
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Stimmabgabe im Wege der elektronischen Briefwahl  
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht auch im Wege der Briefwahl auf elektronischem Weg 
unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice abgeben. Auch in diesem Fall 
ist die ordnungsgemäße Anmeldung, wie vorstehend im Abschnitt II. beschrieben, er-
forderlich. 
 
Briefwahlstimmen können ab dem 30. Juli 2021 über den passwortgeschützten Inter-
netservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations gemäß den dafür vorgesehenen 
Verfahren bis zum Beginn der Abstimmung in der virtuellen Hauptversammlung am  
5. August 2021 abgegeben, geändert oder widerrufen werden.  
 
Die Abgabe von Stimmen durch die elektronische Briefwahl ist auf die Abstimmung 
über die in der Einberufung zur virtuellen Hauptversammlung bekanntgemachten Be-
schlussvorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat und auf mit einer etwaigen Er-
gänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG bekanntgemachten Beschluss-
vorschläge von Aktionären sowie etwaige vor der Hauptversammlung gemäß §§ 126, 
127 AktG zugänglich gemachte Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
beschränkt.  
 

V. Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung im Internet 
 
Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten können die gesamte Versamm-
lung am 5. August 2021  , ab 14:00 Uhr (MESZ), live auf der Internetseite der Gesell-
schaft https://www.thenewmeatco.com/investor-relations im passwortgeschützten  
Internetservice in Bild und Ton verfolgen.  
 
Die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf der  
Internetseite der Gesellschaft unter  
 

https://www.thenewmeatco.com/investor-relations 
 
werden den Aktionären wie vorstehend unter Abschnitt II. beschrieben übersandt. 
 
Die Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme im Sinne des 
§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (elektronische bzw. Online-Teilnahme). 
 

VI. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung  
 
Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten, die das Stimmrecht im Wege der 
elektronischen Briefwahl oder durch Vollmacht- und Weisungserteilung an die Stimm-
rechtsvertreter der Gesellschaft ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, über den 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations von Beginn der virtuellen Hauptver-
sammlung am 5. August 2021   an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung 
gemäß § 245 Nr. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Covid-19-Gesetz Widerspruch 
gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären. 
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VII. Weitere Angaben zu den Rechten der Aktionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 
127, 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Covid-19-Gesetz 
 
Ergänzungsanträge zur Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals 
oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen können verlangen, dass 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem 
neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 
Verlangen ist schriftlich oder in der elektronischen Form des § 126a BGB (d.h. mit qua-
lifizierter elektronischer Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und 
muss der Gesellschaft unter der nachstehenden Adresse spätestens am 11. Juli 2021, 
24:00 Uhr (MESZ), zugegangen sein. 
 
postalisch 
Vorstand der The New Meat Company AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
 
elektronisch (mit qualifizierter elektronischer Signatur):  
thenewmeatco@better-orange.de  
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 
Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis 
zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten werden. 
 
Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit nicht bereits 
mit der Einberufung bekannt gemacht - unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations bekannt gemacht. 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 127 
AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 3 Covid-19-Gesetz 
 
Aktionäre können Gegenanträge (nebst einer etwaigen Begründung) gegen einen Vor-
schlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt 
sowie Wahlvorschläge an die Gesellschaft übersenden.  
 
Wahlvorschläge von Aktionären sowie Gegenanträge, die bis spätestens 21. Juli 2021, 
24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft unter der nachfolgend genannten Adresse, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangen sind, werden, soweit die übrigen 
Voraussetzungen für eine Veröffentlichungspflicht nach §§ 126, 127 AktG erfüllt sind, 
unverzüglich nach ihrem Eingang einschließlich des Namens des Aktionärs und einer 
etwaigen Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations zugänglich gemacht:  
 
postalisch: 
Vorstand der The New Meat Company AG  
c/o Better Orange IR & HV AG 
Haidelweg 48 
81241 München 
Deutschland 
 
per Telefax +49 (0) 89 / 889 690 655 
E-Mail: gegenantraege@better-orange.de 

mailto:4sc@better-orange.de
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Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung zu etwaigen Gegenanträgen und Wahlvor-
schlägen werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht.  
 
Anderweitig adressierte oder verspätet eingegangene Gegenanträge oder Wahlvor-
schläge werden von der Gesellschaft nicht im Internet veröffentlicht.  
 
Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder Wahlvor-
schläge gestellt werden. Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach 
§ 126 oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 
Covid-19-Gesetz als in der Hauptversammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende 
oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 
Hauptversammlung angemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen 
der Abstimmung zuerst über die Wahlvorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, 
bleibt hiervon unberührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung mit der notwendigen 
Mehrheit angenommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge oder (abwei-
chende) Wahlvorschläge erledigt. 
 
Fragerecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, 
Satz 2 Covid-19-Gesetz  
 
Abweichend von § 131 AktG haben angemeldete Aktionäre in der virtuellen Hauptver-
sammlung am 5. August 2021   kein Auskunftsrecht. Stattdessen haben Sie das Recht, 
im Wege der elektronischen Kommunikation Fragen zu stellen (vgl. § 1 Abs. 2 S. 1  
Nr. 3 Covid-19-Gesetz). 
 
Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen be-
antwortet. Er kann insbesondere Fragen und deren Beantwortung zusammenfassen, 
wenn ihm dies sinnvoll erscheint. 
 
Fragen der Aktionäre sind bis spätestens einen Tag vor der Versammlung, d.h. bis 
spätestens 3. August 2021, 24:00 Uhr (MESZ), über den passwortgeschützten Inter-
netservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations einzureichen. 
 
Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 
 

VIII. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte  
 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 2.065.857 nennwertlose Stückaktien 
mit ebenso vielen Stimmrechten. Es bestehen also 2.065.857 Stimmrechte. Die Ge-
sellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien.  

 
IX. Weitergehende Erläuterungen und Informationen auf der Internetseite der Ge-

sellschaft/Unterlagen 
 
Alle gesetzlich erforderlichen Hauptversammlungsunterlagen und Anträge von Aktionä-
ren sind ab Einberufung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations zugänglich. Die Abstimmungsergeb-
nisse werden nach der Hauptversammlung unter derselben Internetadresse bekannt 
gegeben. 
 
Auch während der Hauptversammlung werden die gesetzlich zugänglich zu machen-
den Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.thenewmeatco.com/investor-relations zugänglich sein. 
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X. Hinweise zum Datenschutz  
 
Die The New Meat Company AG verarbeitet als "Verantwortlicher" im Sinne von Art. 4 
Nr. 7 Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zur Vorbereitung und Durchführung  
ihrer Hauptversammlung personenbezogene Daten der Aktionäre und etwaiger Aktio-
närsvertreter (insbesondere Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengat-
tung, Besitzart der Aktien, Aktienregisternummer, Nummer des HV-Tickets und die  
Erteilung etwaiger Stimmrechtsvollmachten, Zugangsdatendaten zum passwortge-
schützten Internetservice) auf Grundlage der in Deutschland geltenden Datenschutz-
bestimmungen, um den Aktionären und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte 
im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung zu ermöglichen und einen rechtmäßigen 
und satzungsgemäßen Ablauf der Verhandlungen und Beschlüsse der Hauptversamm-
lung sicherzustellen. Soweit die The New Meat Company AG diese Daten nicht von 
den Aktionären und/oder etwaigen Aktionärsvertretern erhält, übermittelt die ihr Depot 
führende Bank diese personenbezogenen Daten an die The New Meat Company AG 
bzw. den Aktienregisterführer. 
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und etwaiger Aktio-
närsvertreter ist für die Durchführung der virtuellen Hauptversammlung zwingend er-
forderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1 Buch-
stabe c DS-GVO i.V.m. §§ 123, 129, 135 AktG. 
 
Zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt die The New Meat 
Company AG verschiedene Dienstleister und Berater. Diese erhalten nur solche per-
sonenbezogenen Daten, die zur Ausführung des jeweiligen Auftrags erforderlich sind. 
Die Dienstleister und Berater verarbeiten diese Daten ausschließlich nach Weisung der 
The New Meat Company AG. Im Übrigen werden personenbezogene Daten im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften den Aktionären und etwaigen Aktionärsvertretern 
zur Verfügung gestellt (z.B. Einsichtnahme in das Teilnehmerverzeichnis, vgl. § 129 
Abs. 4 AktG). 
 
Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten 
ist oder die Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa im 
Falle gerichtlicher oder außergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptver-
sammlung. Anschließend werden die personenbezogenen Daten gelöscht. 
 
Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen sind, 
haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über die Verarbei-
tung ihrer personenbezogenen Daten, Berichtigung oder Löschung Ihrer personenbe-
zogenen Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung zu beantragen sowie ihre 
personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format (Datenübertragbarkeit) zu erhalten. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, 
deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen ist, haben Aktionäre und etwaige Aktionärsver-
treter auch das Recht, Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen 
Daten einzulegen. 
 
Diese Rechte können Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter unter den folgenden 
Kontaktdaten der The New Meat Company AG geltend machen: 
 
The New Meat Company AG 
Gormannstraße 22 
10119 Berlin 
hello@thenewmeatco.com 
 
Zudem steht Aktionären und etwaigen Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei 
den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DS-GVO zu. 
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Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der The New Meat Company AG ist wie folgt 
erreichbar: 
 
The New Meat Company AG 
Gormannstraße 22 
10119 Berlin 
hello@thenewmeatco.com 

 
 
Berlin, im Juni 2021 
 

The New Meat Company AG 
 

Der Vorstand 


